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Gastbeitrag

"Die EU lässt AKP-Länder ins Messer laufen"

Ein Freihandelsabkommen zwischen der EU und den AKP-Staaten, das unter Zeitdruck erzielt würde, wäre entwicklungspolitisch unverantwortlich.
VON MARITA WIGGERTHALE


Zehn Monate vor dem geplanten Inkrafttreten des Freihandelsabkommens zwischen der EU und den AKP-Staaten (75 Länder aus Afrika, der Karibik und dem Pazifikraum) kommen heute die befassten Minister zu einem Treffen in Brüssel zusammen, um über die Fortschritte bei den Verhandlungen zu beraten. Berichte aus sechs Regionen sollen einen Überblick über den Stand der Gespräche geben. Zentrales Thema wird sein, ob die AKP-Länder bereit sind, die Verhandlungen bis Ende 2007 abzuschließen.

Im Dezember 2006 hatten die AKP-Minister bereits die EU-Kommission offiziell aufgefordert, einen Vorschlag für ein Übergangsregime von Januar 2008 an vorzulegen. Der Grund: Der Zeitplan riskiere nicht eingehalten werden zu können und die Zollpräferenzen für die alten Kolonialländer der EU würden auslaufen.

Doch bislang beißen die AKP-Minister in dieser Frage bei der EU-Kommission auf Granit. Sie will, komme was wolle, den Druck aufrecht erhalten, um die Verhandlungen planungsgemäß abzuschließen. Dabei ist sich die Kommission der weitgehenden Folgen einer fehlenden Übergangsregelung für die AKP-Länder sehr wohl bewusst, wie aus einer internen Kommunikation an die EU-Mitgliedsstaaten hervorgeht. Die EU lässt die AKP-Länder somit vorsätzlich ins offene Messer laufen. Die Exporte drohen insbesondere bei jenen AKP-Ländern einzubrechen, die nicht zu den am wenigsten entwickelten Ländern gehören. Dies beträfe insbesondere leichtverderbliche Produkte und Handelsbeziehungen, die über viele Jahre mühsam und nur mit entsprechenden Investitionen aufgebaut werden konnten.

Beispiel Kenia. Mit 60 Prozent zählt der Obst-, Gemüse- und Blumensektor zu Kenias wichtigstem Exportsektor vor Kaffee und Tee. Ein fehlendes Übergangsregime würde Zölle von acht bis zehn Prozent mit sich bringen. Rod Evans, Direktor des Kenya Flower Councils sagte dem East African Standard: "Wenn wir die Verhandlungsfrist nicht einhalten, werden unsere Exporte massiv betroffen. Einige Blumenunternehmen sind aufgrund der Unsicherheit bereits nach Äthiopien ausgewandert."

Kenia gehört im Gegensatz zu Äthiopien nicht zu den am wenigsten entwickelten Ländern. Doch auch diese müssten Einschnitte hinnehmen. Strengere Herkunftsregeln würden die Exporte in die EU erheblich erschweren.

Das Einhalten des Zeitplans um jeden Preis ist keine Lösung des Problems. Gemäß einem Verhandlungsbericht, der am 19. Januar in Addis Abeba von den afrikanischen Staats- und Regierungschef verabschiedet wurde, ist keine der vier afrikanischen Verhandlungsregionen genügend vorbereitet, die Freihandelsabkommen bis zum Jahresende abzuschließen.

Angesichts der fehlenden Einigung in entwicklungspolitischen Grundsatzfragen, der mangelnden Verhandlungskapazitäten der AKP-Länder und der potentiell weitreichenden Folgen ist ein schneller Abschluss bis zum Jahresende entwicklungspolitisch unverantwortlich und von daher abzulehnen.
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